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://: 1. Der vorgelegte Briefentwurf wird zur Ausfertigung und Weiterlei-

tung an das Bundesamt für Polizei genehmigt. 

 

 

Begründung 

Das eidgenössische Parlament hat am 23. Dezember 2011 das Bun-
desgesetz über den ausserprozessualen Zeugenschutz (Zeugen-
schutzgesetz) zur Umsetzung des Übereinkommens des Europarates 
zur Bekämpfung des Menschenhandels verabschiedet. Der nun vor-
liegende dazugehörige Verordnungsentwurf wird vom Regierungsrat 
grundsätzlich begrüsst. Die anfallenden Kosten der zu schaffenden 
eidgenössischen Zeugenschutzstelle werden hälftig von Bund und 
Kantonen getragen. Der nun in der Verordnung vorgesehene Verteil-
schlüssel für die Kantonsbeteiligung sieht vor, dass die Bevölkerungs-
zahl gemessen an der Gesamtbevölkerung massgebend sein soll. Dies 
erscheint massvoll und praktikabel. Kritisch anzumerken ist jedoch, 
dass die Ansätze und der zeitliche Umfang für die Beratungs- und Un-
terstützungsleistungen der Zeugenschutzstelle grosszügig ausgefallen 
sind. Relativiert wird dies dadurch, dass nur umfangreiche Leistungen 
in Rechnung gestellt werden dürfen. Dies ist sehr wichtig, da sonst die 
Gefahr bestünde, dass die Zeugenschutzstelle nicht ihrem Sinn und 
Zwecke nach genutzt würde und dies würde der Bekämpfung des 
Menschenhandels zuwiderlaufen.  

 

                                                                                           


